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Sechster Unterabschnitt 

Entscheidung über eine bedingte Entlassung 

§ 152. (1) Über die bedingte Entlassung eines Strafgefangenen ist auf dessen Antrag oder auf Antrag 
des Anstaltsleiters oder des Staatsanwaltes zu entscheiden. Einem Antrag des Verurteilten steht ein 
Antrag eines Angehörigen gleich. Von Amts wegen ist über die bedingte Entlassung eines 
Strafgefangenen zu entscheiden, der im übernächsten Monat die zeitlichen Voraussetzungen einer 
bedingten Entlassung nach § 46 Abs. 2 des Strafgesetzbuches erfüllt haben wird. Die Entscheidung steht 
in jedem Fall dem Vollzugsgericht zu (§ 16 Abs. 2 Z. 12). 

(2) Vor jeder Entscheidung über eine bedingte Entlassung hat das Gericht in die Akten über das 
Strafverfahren und in den Personalakt des Strafgefangenen Einsicht zu nehmen. Wenn eine bedingte 
Entlassung nicht schon mangels Erfüllung der zeitlichen Voraussetzungen ausgeschlossen ist, hat das 
Gericht ferner eine Äußerung des Strafgefangenen, des Anstaltsleiters und des Staatsanwaltes einzuholen. 
Der Anstaltsleiter hat in seiner Äußerung insbesondere dazu Stellung zu nehmen, welche Anhaltspunkte 
sich aus der Person des Strafgefangenen, seiner Aufführung im Vollzug und aus den zu erwartenden 
äußeren Umständen im Zeitpunkt einer allfälligen Entlassung für die Lebensführung des Verurteilten in 
Freiheit ergeben. Der Einholung von Äußerungen bedarf es insoweit nicht, als der Strafgefangene, der 
Anstaltsleiter oder der Staatsanwalt selbst den Entlassungsantrag gestellt und entsprechend begründet 
haben. 
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(3) Ist die Unterbringung des Strafgefangenen in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter 
angeordnet, so ist vor der Entscheidung über eine bedingte Entlassung auch den Sicherheitsbehörden, in 
deren Sprengel sich der Entlassene zuletzt aufgehalten hat und voraussichtlich aufhalten wird, 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
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